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Editorial

<

der erste Eindruck, dass 
es in der Sommerpause 
ruhig war, täuscht, zu-
mindest was den öffent-
lichen Dienst betrifft. 
Lässt man die vergange-
nen Wochen Revue pas-
sieren, zeigt sich, dass 
doch einiges und vor al-
lem auch Wesentliches 
im Gange war.

Bei den Beratungen im 
Landtag über die Anpas-
sung der Dienst- und 
Versorgungsbezüge in 
Baden-Württemberg ha-
ben sich alle Fraktionen 
dafür ausgesprochen, 
dass das Tarifergebnis 
volumen- und zeitgleich 
auf die Beamtenschaft 
übertragen wird. Diesen 
Umstand möchte ich 
ausdrücklich hervorhe-
ben, da es ein erfreuli-
ches Signal an den öf-
fentlichen Dienst ist und 
die Wertschätzung aller 
Fraktionen für unsere  
Arbeit ausdrückt.

Trotz der hervorragen-
den Haushaltslage in 
2019 hat die Landesre-
gierung auch dieses Jahr 
die befristet beschäftig-
ten Lehrkräfte über die 
Sommerferien entlassen 
und zu Hartz-IV-Empfän-
gern gemacht. Dieses 
Verhalten drückt wieder-
um keinerlei Wertschät-
zung aus, da diese Beam-
ten auf Widerruf keinen 
Anspruch auf Arbeitslo-

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen

Der BBW: 
Einer für alle.
Was ist der BBW?
Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und
des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.
Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?
Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und
Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.
Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch
Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?
Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,
Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass
alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.
Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in
Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?
Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne
Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 
anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt
der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene
Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-
heitsmanagement. 
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Kai Rosenberger,
BBW-Vorsitzender

sengeld haben. Kein anderes 
Bundesland entlässt über die 
Sommerferien mehr Lehrer, als 
dies in Baden-Württemberg  
geschieht.

Gleich vier Hochschulen in Ba-
den-Württemberg wurden als 
sogenannte Exzellenzuniversitä-
ten ausgezeichnet. Mich freut 
das persönlich, da kein anderes 
Bundesland hier mit dem Süd-
westen mithalten kann. Wer die 
Prosperität in unserem Bundes-
land für die Zukunft sichern 
möchte, kommt nicht daran vor-
bei die Qualität der Forschung 
und der Lehre auf höchstem  
Niveau zu halten. 

Die Ergebnisse der vom dbb be-
auftragten forsa-Umfrage zu 
den Einschätzungen, Erfahrun-
gen und Erwartungen der Bürger 
gegenüber dem öffentlichen 
Dienst mit dem Sonderteil zur 
Gewalt gegenüber öffentlich Be-
diensteten haben das Sommer-
loch in den Medien zwei Wochen 
lang gefüllt. Unterstützt durch 
Pressemitteilungen des dbb und 
des BBW sowie Radio- und Fern-
sehinterviews war der öffentli-
che Dienst in diesem Zeitraum 
durchgehend medial präsent und 
der Fokus war auf uns gerichtet.

Die zunehmende Verrohung der 
Gesellschaft und die ansteigen-
den Übergriffe auf öffentlich Be-
dienstete waren die nicht ganz 
überraschenden, aber dennoch 
erschreckenden Ergebnisse die-
ser repräsentativen Bürgerbefra-
gung. Daniel Jungwirth als stell-
vertretender Vorsitzender der 
DPolG und ich konnten in der 

SWR-Landesschau und im SWR-
Hörfunk glaubhaft und durch 
anschauliche Beispiele unter-
mauert diesen Trend bestätigen. 

Hier muss die Landesregierung 
deutlich mehr tun, um ihre Be-
diensteten vor Beleidigungen, 
vor Anschreien oder Bespuckt-
werden und vor allem vor tätli-
chen Angriffen zu schützen. Der 
unheilvolle Trend zunehmender 
Gewalt muss gestoppt und zu-
gleich dafür gesorgt werden, 
dass Wertschätzung für die Ar-
beit öffentlich Beschäftigter in 
der Gesellschaft wieder Einkehr 
hält. Fatal hingegen ist es, wenn 
Vorfälle bagatellisiert und unter 
den Teppich gekehrt oder bei er-
folgter Anzeige die juristische 
Verfolgung aufgrund Personal-
mangels eingestellt wird.  
Wenn das Schule macht, darf 
man sich nicht wundern, dass die 
Übergriffe immer häufiger und 
brutaler werden.

Ihr

BBW reagiert verärgert und  
spricht vom Einstieg in die  
Bürgerversicherung 4

Finanzministerin fordert  
Sparvorschläge ein 5

Auf ein Wort 5

BBW mahnt: Mit über 10 000  
unbesetzten Stellen ist kein  
Staat zu machen  6

Bürgerbefragung:  
Ansehen einzelner Berufsgruppen 7

Sonderumfrage Gewalt: 
Betroffene Personengruppen 8

BBW appelliert an Ministerien:  
Konstruktive Zusammenarbeit  
wäre angebracht 8

„Rechtsschutztage“ – eine gemeinsame 
Aktion von BBW und dem  
Dienstleistungszentrum Südwest 9

Landesregierung legt den  
Versorgungsbericht 2019 vor 10

Versorgungsbericht 2019: 
Daten und Fakten kritisch  
unter die Lupe genommen 11

Gespräche mit der frauenpolitischen  
Sprecherin der Grünen 14

Seminarangebote im Jahr 2019 15

In dieser Ausgabe

©
 B

BW

Impressum

<

Herausgeber: BBW – Beamtenbund Tarifunion, Am Hohengeren 12, 
70188 Stuttgart. 
Vorsitzender: Kai Rosenberger, Zimmern. Stellvertretende Vorsitzen-
de: Gerhard Brand, Murrhardt; Jörg Feuerbacher, Calw; Michaela 
Gebele, Karlsruhe; Joachim Lautensack, Bruchsal; Margarete 
Schaefer, Pforzheim; Alexander Schmid, Immenstaad. 
Schriftleitung: „BBW Magazin“: Kai Rosenberger, Am Hohenge-
ren 12, 70188 Stuttgart. Redaktion: Heike Eichmeier, Stuttgart.
Landesgeschäftsstelle: Am Hohengeren 12, 70188 Stuttgart. 
Telefon: 0711.16876-0. Telefax: 0711.16876-76. E-Mail: bbw@bbw.
dbb.de. Postanschrift: Postfach 10 06 13, 70005 Stuttgart.
Bezugsbedingungen: Die Zeitschrift erscheint zehnmal im Jahr. 
Für Mitglieder des Beamtenbundes Baden-Württemberg ist der 
Verkaufspreis durch den Mitgliedsbeitrag abgegolten. Der Abonne-
mentspreis für Nichtmitglieder des dbb beträgt  jährlich 15,90 Euro 
zuzüglich Postgebühren. Der Bezugspreis für das Einzelheft 2,– 
Euro zuzüglich Postgebühren. Bezug durch die Post. Einzelstücke 
durch den Verlag.
Verlag: dbb verlag gmbh. Internet: www.dbbverlag.de. E-Mail: kontakt 
@dbbverlag.de.
Verlagsort und Bestellanschrift: Friedrichstr. 165, 10117 Berlin.  
Telefon: 030.7261917-0. Telefax: 030.7261917-40.
Versandort: Geldern.
Herstellung: L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG DruckMedien, Markt-
weg 42–50, 47608 Geldern.
Layout: Dominik Allartz, FDS, Geldern. Titelfoto: © MEV.
Anzeigen: dbb verlag gmbh, Mediacenter, Dechenstr. 15 a, 
40878 Ratingen. Telefon: 02102.74023-0. Telefax: 02102.74023-99.
E-Mail: mediacenter@dbbverlag.de.
Anzeigenleitung: Petra Opitz-Hannen,  
Telefon: 02102.74023-715. Anzeigenverkauf: 
Christiane Polk, Telefon: 02102.74023-714. 
Anzeigendisposition: Britta Urbanski, Telefon: 
02102.74023-712, Preisliste 36, gültig ab 1.10.2018. 
Druckauflage: 49 500 (IVW 2/2019). 
 ISSN 1437-9856

_0ZY57_IVW LOGO-frei.pdf; s1; (53.55 x 51.43 mm); 20.May 2016 13:58:47; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien

<

D
er

 ö
ff

en
tl

ic
he

 D
ie

ns
t 

in
 B

ad
en

-W
ür

tt
em

be
rg

3

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | September 2019



Grünen-Landeschef wirbt für Wahlrecht von Beamten bei der Krankenversicherung 

BBW reagiert verärgert und spricht vom 
Einstieg in die Bürgerversicherung 
Der BBW – Beamtenbund Tarifunion (BBW) hat verärgert zur Kenntnis ge-
nommen, dass sich Grünen-Landeschef Oliver Hildenbrand bei der Kranken-
versicherung der Beamten im Land für das Hamburger Modell stark macht. 
Der BBW habe dafür keinerlei Verständnis, zumal eine solche Regelung für 
das Land kurz- bis mittelfristig zu Mehrbelastungen führen werde. Rosenber-
ger wirft dem Landeschef der Grünen vor, er wolle mit diesem Vorstoß den 
Weg für eine Bürgerversicherung ebnen.

Wer in Zukunft neu ins Beam-
tenverhältnis übernommen 
wird, soll nach den Vorstellun-
gen Hildenbrands wählen kön-
nen, ob er sich privat oder ge-
setzlich krankenversichert. Er 
setze sich dafür ein, dass Beam-
tinnen und Beamte in Baden-
Württemberg eine echte Wahl-
freiheit haben, zitieren ihn die 
Stuttgarter Zeitung und die 
Stuttgarter Nachrichten in ihren 
Ausgaben vom 27. August 2019. 
Voraussetzung für eine solche 
Wahlfreiheit.  wäre, dass Baden-
Württemberg dem Beispiel von 
Hamburg folgt. Hamburg hat 
zum 1. August 2018 die soge-
nannte „pauschale Beihilfe“ ein-
geführt, ein Alternativangebot 
zur üblichen Kombination von 
Beihilfe und privater Kranken-
versicherung. Bei der „pauscha-
len Beihilfe“ übernimmt der 
Staat für Beamte, die sich ge-
setzlich versichern, die Hälfte 
des Versicherungsbeitrags. Das 
entspricht der bei Angestellten 
üblichen Praxis, wonach der 
Arbeitgeber ebenfalls die Hälf-
te des Versicherungsbeitrags 
bezahlt.

Das Hamburger Modell ist um-
stritten. Nicht umsonst, denn 
es kollidiert mit dem Sozialge-
setzbuch V. Dennoch spielen 
Bundesländer wie Branden-
burg, Berlin, Bremen und Thü-
ringen mit dem Gedanken, 
dem Vorbild Hamburgs zu fol-
gen. Das grün-schwarz regierte 
Baden-Württemberg hat bis-
her keine entsprechenden Am-

bitionen. Aus gutem Grund, 
sagt Rosenberger und verweist 
auf die Antwort des Finanzmi-
nisteriums auf eine kleine An-
frage von Thekla Walker, der fi-
nanzpolitischen Sprecherin der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen (Landtagsdrucksache Nr. 
16/4763 vom 11. September 
2018). In diesem Papier, für das 
Finanzministerin Edith Sitz-
mann (Grüne) verantwortlich 
zeichnet, fällt die Bewertung 
des Hamburger Modells näm-
lich äußerst kritisch aus. Von 
kurz- bis mittelfristigen Mehr-
belastungen ist die Rede. 
Selbst verfassungsrechtliche 
Bedenken werden angemeldet.

BBW-Chef Rosenberger re-
agierte prompt auf den Vor-
stoß Hildenbrands, der sich 
selbst als glühender Verfechter 
einer Bürgerversicherung ver-
steht. In einer Presseinformati-
on, aus der am 28. August 2019 
die Stuttgarter Zeitung und die 
Stuttgarter Nachrichten zitie-
ren, machte er seinem Ärger 
mit deutlichen Worten Luft: In 
Zeiten, in denen die Grünen 
und das Finanzministerium un-
ablässig darauf hinweisen, dass 
sich die Konjunktur eintrübt 
und man sehr vorsichtig und 
überlegt mit den Steuerein-
nahmen umgehen müsse, gibt 
es nach Auffassung des BBW 
für den Vorstoß des Landespar-
teivorsitzenden der Grünen nur 
eine Erklärung: Hildenbrand 
und seine Parteifreunde wollen 
über den Umweg „Hamburger 

Modell“ den Weg für eine Bür-
gerversicherung sozusagen 
durch die Hintertür vorberei-
ten. Kai Rosenberger verärgert: 
„Wenn es sich um ideologisch 
motivierte Pläne handelt, wird 
offensichtlich weder auf Mehr-
kosten noch auf die Sinnhaftig-
keit einer solchen Maßnahme 
geschaut.“

Verärgert zeigte sich  Rosen-
berger zudem, dass er über die 
Presse von einer Neuauflage 
der Bürgerversicherung in den 
Reihen der Grünen erfährt. Ro-
senberger: „Wir sprechen re-
gelmäßig mit den Grünen. Da 
erwarte ich, dass gravierende 
Änderungen, die die Beamten-
schaft betreffen und sogar den 
Status des Berufsbeamten-
tums infrage stellen könnten, 
mit dem BBW Beamtenbund 
Tarifunion als der wichtigen 
Vertretung der Beamtenschaft 
in Baden-Württemberg vorab 
besprochen werden und wir 
diese Überlegungen nicht aus 
der Zeitung erfahren müssen.“

In der Sache selbst baut der 
BBW jetzt auf die CDU und die 
verbindlichen Zusagen der 
Christdemokraten, dass mit ih-
nen keine Bürger- oder Ein-
heitsversicherung zu machen 
sei. Er verweist in diesem Zu-
sammenhang auch auf den 
ehemaligen Amtschef des In-
nenministeriums, Julian Wür-
tenberger, der in Vertretung 
von Innenminister Strobl Ende 
vergangenen Jahres vor dem 

Landeshauptvorstand des BBW 
versichert hat, die CDU stehe 
zu dem Nebeneinander von ge-
setzlicher Krankenversicherung 
(GKV) und privater Krankenver-
sicherung (PKV). Das Land sei 
mit PKV und Beihilfe gut ge-
fahren. So etwas werfe man 
nicht über Bord, sondern halte 
daran fest.

Auch für den BBW gibt keiner-
lei Grund, am bisherigen Kran-
kenversicherungssystem, be-
stehend aus privater und ge-
setzlicher Krankenversiche-
rung, das weltweit als eines 
der Besten gilt, etwas zu än-
dern. Eine baden-württember-
gische Neuregelung der Kran-
kenversicherung der Beamten 
in Anlehnung an das Hambur-
ger Modell lehnt der BBW ab, 
nicht nur in Anbetracht der zu-
sätzlichen Kosten. 

Dem Landesparteivorsitzenden 
der Grünen, der in der Presse 
für seinen Vorstoß mit „einem 
echten Wahlrecht für baden-
württembergische Beamtinnen 
und Beamte“ warb, hält BBW-
Chef Rosenberger entgegen: 
„Wenn Hildenbrand von einer 
echten Wahlfreiheit für Beam-
te spricht, dann hat er offen-
sichtlich das Hamburger Mo-
dell nicht verstanden.“ Dieses 
sei nämlich eine echte Mogel-
packung. Das angebliche Wahl-
recht zwischen PKV und GKV 
erweise sich beim genauen 
Hinsehen als Einbahnstraße. 
Denn wer sich einmal für die 
GKV entschieden habe, dem 
bleibe ein Eintritt in die PKV für 
immer verstellt. Dies sei übri-
gens nicht das einzige Indiz da-
für, dass das Hamburger Mo-
dell als Einstieg in die von den 
Grünen, der SPD und der Partei 
Die Linke immer wieder propa-
gierten Bürgerversicherung 
gilt, sagt Rosenberger.  
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Auf ein Wort
Ende August schlug der Partei-
vorsitzende der Grünen in Ba-
den-Württemberg, der sich 
selbst als glühender Verfechter 
einer Bürgerversicherung ver-
steht, das „Hamburger Modell“ 
für die Beamtenschaft in Ba-
den-Württemberg als „echte 
Wahlfreiheit“ vor.

Natürlich folgte unsere Reakti-
on in Form einer Pressemittei-
lung hier auf dem Fuße. Wir 
lehnen das Hamburger Modell 
und auch eine Einheits- oder 
Bürgerversicherung ganz ent-
schieden ab. Deutschland hat 
weltweit eines der besten Ge-
sundheitssysteme und dieses 
Erfolgsmodell basiert eben auf 
den beiden Säulen gesetzliche 
Krankenversicherung (GKV) 
und private Krankenversiche-
rung (PKV), die miteinander 

konstruktiv und zu unser aller 
Wohl konkurrieren. Führt die 
eine Versicherung neue zusätz-
liche Leistungen ein, zieht nicht 
selten die andere nach. Ent-
scheidend aber ist, dass Klini-
ken und Arztpraxen sowie 
auch Pflegeeinrichtungen nicht 
allein von Einnahmen aus der 
GKV existieren können, ohne 
dass die gesetzlichen Kranken-
kassen ihren Beitragssatz er-
heblich erhöhen. Das sind nun 
mal die Fakten, die zu berück-
sichtigen sind.

Befremdlich ist es, dass sich der 
Grünen-Landeschef gerade 
jetzt für das Hamburger Modell 
stark macht, in einer Zeit näm-
lich, in der sich die Konjunktur 
eintrübt und die Finanzministe-
rin Vorsicht bezüglich neuer 
kostspieliger Wünsche an-
mahnt. Hildenbrand und all die 
Parteifreunde, die seinen Vor-
stoß unterstützen, sollten sich 
in Erinnerung rufen, das Finanz-
ministerin Edith Sitzmann, die 
ebenfalls ein Parteibuch der 
Bündnisgrünen hat, bereits im 
September 2018 in der Land-
tagsdrucksache Nr. 16/4763 
feststellt, dass bei einer Einfüh-

rung des Hamburger Models 
kurz- bis mittelfristig mit Mehr-
kosten zu rechnen ist, deren 
Höhe noch nicht abschätzbar 
sind. Ein eindeutiger Hinweis, 
sollte man meinen. 

Unredlich ist es, in Bezug auf 
das Hamburger Modell von ei-
ner „echten Wahlfreiheit“ zu 
sprechen. Diejenigen Beamten, 
die sich für den Wechsel in die 
GKV entscheiden, müssen wis-
sen, dass ein Rückwechsel in 
die PKV nicht mehr möglich 
sein wird. Genauso können die-
jenigen, die bereits jetzt ge-
setzlich krankenversichert sind, 
nicht in die PKV wechseln. Nur 
der Wechsel von PKV in die 
GKV wird durch das Hambur-
ger Modell ermöglicht. Eine 
echte Wahlfreiheit sieht anders 
aus. 

Das Hamburger Modell ist aus-
schließlich ideologisch begrün-
det. Es führt zu Mehrkosten. 
Schlimmer aber ist, dass das 
Hamburger Modell den Boden 
bereitet für eine Einheits- oder 
Bürgerversicherung und in der 
Folge unser Gesundheitssys-
tem nachhaltig geschwächt 

wird. Ein Blick nach Großbri-
tannien bestätigt diese Ein-
schätzung überdeutlich. Neh-
men Sie sich einmal fünf Minu-
ten Zeit und googeln Sie „Ein-
heitsversicherung Großbritan-
nien“. Ich denke, mehr muss 
man dann dazu nicht mehr  
sagen.

Eine Einheitsversicherung 
wäre zudem ein Angriff auf 
den Status des Berufsbeam-
tentums in der bisherigen 
Form, wie er in Art. 33 GG be-
gründet ist. Nach den dort an-
geführten „hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeam-
tentums“ bestehen eben nicht 
nur ein besonderes Dienstver-
hältnis und eine Treuepflicht 
(und kein Streikrecht) des Be-
amten, sondern auch ein Ali-
mentations- und Fürsorgean-
spruch. Letzterer wird eben 
durch die Beihilfe des Dienst-
herrn in Form der Übernahme 
anteiliger Krankheitskosten 
abgegolten und nicht durch 
Übernahme eines pauschalen 
Arbeitgeberanteils zur Kran-
kenversicherung.

Kai Rosenberger
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Doppelhaushalt 2020/2021

Finanzministerin fordert Sparvorschläge ein
Aufgrund vermehrter Anzei-
chen für ein Eintrüben der 
Konjunktur hat Finanzministe-
rin Edith Sitzmann die Minis-
terien zum Sparen aufgefor-
dert. Laut Presseberichten 
sollten sie ihr bis 23. August 
2019 mitteilen, welche ihrer 
vielen Projekte im Doppel-
haushalt 2020/2021 Vorrang 
haben sollen.

Zwar hätten einige Ministeri-
en in den Wochen vor der 
Sommerpause schon Sparvor-
schläge gemacht, räumte Sitz-
mann ein. Dennoch sei der Ab-
stand zwischen den Forderun-

gen der Ministerien und den 
finanziellen Möglichkeiten 
nach wie vor nicht zu über-
brücken. Für neue Aufgaben 
könnten in den nächsten bei-
den Jahren höchstens 1,245 
Milliarden Euro zusätzlich 
ausgegeben werden. 

Die Summe für die Vorhaben 
der Ministerien addiert sich  
jedoch auf 4,8 Milliarden. 
Nach den Vorgaben des Fi-
nanzministeriums sollen diese 
insgesamt 700 Millionen ein-
sparen, 200 Millionen in 2020 
und 500 Millionen Euro in 
2021.

Gründe für die Notwendigkeit 
zum Sparen listet  Sitzmann 
gleich mehrere auf: Aufgrund 
der konjunkturellen Entwick-
lung fließen die Steuereinnah-
men nicht mehr so üppig wie 
in den vergangenen Jahren 
prognostiziert. Gleichzeitig 
werden die Personalausgaben 
aufgrund des Tarifabschlusses 
für den öffentlichen Dienst 
und der Besoldungs- und Ver-
sorgungsanpassung um rund 
900 Millionen teurer, als im 
Haushalt 2019 und in der mit-
telfristigen Finanzplanung für 
2020 und 2021 vorgesehen 
war. „Damit werden die Spiel-

räume in anderen Bereichen 
kleiner“,  sagt die Finanzminis-
terin.

Beim BBW beobachtet man 
die Sparauflagen im Hinblick 
auf die eigenen Forderungen 
mit gewisser Sorge. Keinerlei 
Verständnis hat man aber da-
für, dass in solchen Zeiten der 
Landesvorsitzende der Grünen 
ohne Rücksicht auf zusätzliche 
Belastungen für den Landes-
haushalt für baden-württem-
bergische Beamtinnen und Be-
amte das Hamburger Modell 
als möglichen Einstieg in eine 
Bürgerversicherung fordert. 
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dbb Bürgerbefragung – 61 Prozent halten Staat für überfordert –  
83 Prozent nehmen zunehmende Verrohung der Gesellschaft wahr

BBW mahnt: Mit über 10 000 unbesetzten 
Stellen ist kein Staat zu machen 
Der BBW – Beamtenbund Tarifunion (BBW) appelliert an die Landesregierung, endlich dem Perso-
nalmangel im öffentlichen Dienst wirkungsvoll zu begegnen. Vor dem Hintergrund der besorgniser-
regenden Ergebnisse der Bürgerbefragung zur Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes und der 
ergänzenden Sonderumfrage „Gewalt gegen öffentlich Beschäftigte“ sei es höchste Zeit, die Reißlei-
ne zu ziehen, erklärte BBW-Chef Kai Rosenberger.

Nach der aktuellen Forsa-Um-
frage, die am 20. August in Ber-
lin vorgestellt wurde, nehmen 
83 Prozent der Menschen in 
Deutschland eine zunehmende 
Verrohung der Gesellschaft 
wahr. Über ein Viertel aller Be-
fragten haben Übergriffe auf 
Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst beobachtet. Die Hälfte 
dieser Angriffe waren körperli-
cher Art. Jeder zweite Staats-
diener ist bereits Opfer solcher 
Vorfälle geworden. 61 Prozent 
der Befragten halten den Staat 
bei der Erfüllung seiner Aufga-
ben für überfordert. Das sind 
die besorgniserregenden Ergeb-
nisse der vom dbb in Auftrag 
gegebenen Bürgerbefragung 
„Öffentlicher Dienst“, in deren 
Rahmen auch die Sonder-
umfrage durchgeführt wurde.

 < Gewalt gegenüber  
öffentlich Bediensteten

Erstmals hat die dbb Bürgerbe-
fragung neben der Leistungsfä-
higkeit des öffentlichen Diens-
tes auch das Thema „Gewalt 
gegenüber öffentlich Bediens-
teten“ in den Blick genommen. 
Damit ist jetzt schwarz auf 
weiß zu lesen, was insbesonde-
re bei den Beschäftigten der 
Polizei und im Justizvollzug 
schon fast zum Alltag gehört, 
nämlich dass sie sich zuneh-
mender Gewaltbereitschaft 
konfrontiert sehen. Forsa 
spricht von einer zunehmen-
den Verrohung der Gesell-
schaft. Vier von fünf Bundes-
bürgern teilen laut der Umfra-

ge diese Auffassung. Bei den 
60-Jährigen und Älteren sind es 
sogar 86 Prozent.

Mehr als ein Viertel aller Bun-
desbürger haben bereits Über-
griffe auf öffentliche Bedienste-
te selbst beobachtet. Bei den 
18- bis 29-Jährigen sind es sogar 
38 Prozent und damit mehr als 
jeder Dritte. Verwunderlich ist 
weniger, dass Übergriffe auf Po-
lizisten (73 Prozent) am häufigs-
ten wahrgenommen werden, 
sondern dass auf Platz 2 Über-
griffe auf Rettungskräfte bezie-
hungsweise Notärzte (58 Pro-
zent) genannt werden. Mehr als 
die Hälfte der Befragten, die ei-
nen Angriff auf öffentlich Be-
schäftigte wahrgenommen ha-
ben, beobachteten Übergriffe 
auf diesen Personenkreis.

Betroffen macht auch die Tat-
sache, dass mehr als zwei Drit-
tel aller Beamtinnen und Be-
amten im Rahmen ihrer Tätig-
keit schon einmal behindert, 
beschimpft oder tätlich ange-

griffen worden sind. Das seien 
Zahlen, die es früher in dieser 
Dimension noch nie gegeben 
hat und die nicht nur zum 
Nachdenken anregen sollten, 
sondern vor allem zum soforti-
gen Handeln, kommentiert 
BBW-Chef Rosenberger.

Der Landesregierung hält er 
vor, dass sich die bisherigen 
Maßnahmen zur Entschädi-
gung Betroffener bislang nur 
auf tätliche Angriffe beschrän-
ken. Er kritisiert, mit dieser Re-
gelung sei man „zu kurz ge-
sprungen“. Dabei dürfe es nicht 
bleiben. Wer Rettungskräfte, 
Notärzte, Polizisten, Lehrer 
oder andere Bedienstete in der 
öffentlichen Verwaltung in 
Ausübung ihrer Tätigkeit belei-
digt, bespuckt oder behindert, 
sollte mit drastischen Strafen 
rechnen müssen. Ansonsten 
könne die zunehmende Brutali-
sierung der Gesellschaft nicht 
mehr aufgehalten werden. Für 
zwingend hält Rosenberger zu-
dem, dass das Personal bei der 

Polizei und im Justizbereich 
deutlich aufgestockt wird. Es 
könne nicht sein, dass Baden-
Württemberg im Vergleich der 
Bundesländer in diesen beiden 
Bereichen die wenigsten Be-
schäftigten pro 1 000 Einwoh-
ner vorhält.

 < dbb fordert  
„Investitionsprogramm  
Sicherheit im Dienst“

„Es ist höchste Zeit zum Han-
deln. Wenn wir die Brutalisie-
rung unserer Gesellschaft stop-
pen und die Kolleginnen und 
Kollegen im öffentlichen 
Dienst schützen wollen, brau-
chen wir dringend ein umfas-
sendes Investitionsprogramm 
für Sicherheit im Dienst“, kom-
mentierte der dbb Bundesvor-
sitzende Ulrich Silberbach die 
ermittelten Daten. Ein solches 
Investitionsprogramm müsse 
sowohl die bekannten perso-
nalwirtschaftlichen, baulichen, 
organisatorischen und Ausrüs-
tungsaspekte einbeziehen als 
auch ganz neue Überlegungen. 
Außerdem sei zu überlegen, ob 
das Instrument der Forde-
rungsabtretung auch auf Belei-
digungstatbestände ausgewei-
tet und bei allen Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst Anwen-
dung finden kann. 

 < Leistungsfähigkeit des  
öffentlicher Dienstes

Betroffen machen auch die Er-
gebnisse der jüngsten Bürger-
befragung zur Leistungsfähig-
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keit des öffentlichen Dienstes, 
die Forsa alljährlich im Auftrag 
des dbb durchführt. Demnach 
hielten in diesem Jahr 61 Pro-
zent der Befragten den Staat 
bei der Erfüllung seiner Aufga-
ben für überfordert.

Auf die konkrete Nachfrage, 
mit welchen Aufgaben der 
Staat derzeit überfordert sei, 
nannten die Befragten eine 
Vielzahl von Bereichen. So 
glauben 24 Prozent, der Staat 
sei vor allem mit den Aufgaben 
in der Schul- und Bildungspoli-
tik überfordert. 19 Prozent 
denken dies von den Heraus-
forderungen in der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik, 17 Prozent 
von den Problemen der Inneren 
Sicherheit. 13 Prozent sehen 
eine Überforderung des Staa-
tes in Sachen Klima- und Um-
weltschutz, jeweils 12 Prozent 
hinsichtlich der Gesundheits-
versorgung beziehungsweise 
den sozialen Sicherungssyste-
men und der Rente. Ähnlich 
viele (11  Prozent) glauben 
auch, dass der Staat zu wenig 
zur Herstellung sozialer Ge-
rechtigkeit in der Gesellschaft 
tut. BBW-Chef Rosenberger 
wertet das Ergebnis der Umfra-
ge als erschreckend und be-
sorgniserregend, zumal die Be-
fragten den Staat nicht nur in 
bestimmten Bereichen für 
überfordert halten, sondern 
ein generelles Gefühl vor-
herrscht, dass der Staat seine 

Aufgaben nicht mehr in vollem 
Umfang erfüllen kann. „Han-
deln ist angesagt“, sagt Rosen-
berger. Das fange bei guten 
Gehältern für gute Arbeit an, 
schließe attraktive Arbeitszeit-
regelungen ein und ende bei 
Rahmenprogrammen, die den 
öffentlichen Dienst als Dienst-
leister optimieren.

Die Landesregierung müsse 
jetzt Geld in die Hand nehmen, 
damit Arbeitsplätze beim Land 
und den Kommunen für gut 
ausgebildete Arbeitskräfte 
wieder attraktiv werden, 
mahnt Rosenberger: „Mit mehr 
als 10 000 unbesetzten Stellen 
ist kein Staat zur machen.“ Nur 
wenn in allen Dienststellen 
qualifiziertes  Personal in aus-
reichender Anzahl vorhanden 
sei, lasse sich verloren gegan-
genes Vertrauen in die Leis-
tungsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes zurückgewinnen.

 < Vertrauensverlust mit  
gezielten Maßnahmen  
begegnen

Auch der dbb unterstreicht, 
dass sich verlorenes Vertrauen 
nur mit mehr Personal, besse-
rer Bezahlung, mehr digitalen 
Angeboten und Serviceorien-
tierung zurückgewinnen lässt. 
Um Vertrauen zurückzugewin-
nen und den Zusammenhalt 
der Gesellschaft zu verbessern, 
müsse die „Performance“ des 

Staates schnell und nachhaltig 
verbessert werden, sagte dbb 
Bundesvorsitzender  
Ulrich Silberbach: „Wir fordern 
seit Jahren eine angemessene 
Personalausstattung, bessere 
Bezahlung und deutliche 
Schritte hin zu Digitalisierung, 
Bürokratieabbau und Service-
orientierung. Das würde nicht 
nur die Bürger-, sondern auch 
die Mitarbeiterzufriedenheit 
erhöhen.“ Denn beim persönli-
chen Umgang mit dem öffent-

lichen Dienst machen laut der 
Umfrage weiterhin über zwei 
Drittel der Befragten positive 
Erfahrungen, vor allem auf der 
Kreis- und Gemeindeebene. 
Einzelne Berufsgruppen im öf-
fentlichen Dienst genießen 
auch 2019 hohe Wertschät-
zung: Mitarbeiter von Feuer-
wehren, Kliniken, Polizei und 
Schule sind bei den Bürgerin-
nen und Bürgern der Umfrage 
nach beliebt, übrigens ein 
Trend, der seit 2007 stabil ist. 

Bürgerbefragung

Ansehen einzelner Berufsgruppen
Seit der ersten „dbb Bürgerbe-
fragung Öffentlicher Dienst“ 
2007 wird jedes Jahr ermittelt, 
welches Ansehen einzelne Be-
rufsgruppen in der Bevölkerung 
genießen. Hierfür werden den 
Befragten verschiedene Berufs-
gruppen mit der Bitte vorgege-
ben, jeweils anzugeben, ob  
diese Berufsgruppe ein eher 
hohes oder eher geringes Anse-
hen genießt.

Nach wie vor wird das „Berufe-
ranking“ von den Feuerwehr-
leuten angeführt, von denen 94 
Prozent ein hohes Ansehen ha-
ben. Es folgen Ärztinnen/Ärzte 
(88 Prozent), Kranken- und 
Altenpfleger(innen) (87 bzw. 86 
Prozent), und Polizist(inn)en (84 
Prozent).

Von „Beamtinnen“ und „Beam-
ten“ haben derzeit 34 Prozent – 
etwas weniger als noch in den 

beiden Vorjahren – der Befrag-
ten ein hohes Ansehen.

Auf den letzten Rängen des  
Beruferankings finden sich  
wie auch in den Vorjahren die 
Versicherungsvertreter(innen) 
(8 Prozent), die Mitarbeiter-
(innen) einer Werbeagentur  
(10 Prozent) oder einer Telefon-
gesellschaft (13 Prozent) sowie 
Politiker(innen) (16 Prozent) und 
Manager(innen) (19 Prozent).

Deutliche Rückgänge im Anse-
hen haben in diesem Jahr im 
Vergleich zum Vorjahrvor allem 
die Unternehmer(innen)  
(–14 Prozentpunkte) und 
Journalist(inn)en (–11 Prozent-
punkte) zu verzeichnen.  
Auch Techniker(innen), 
Briefträger(innen), Bankange-
stellte und Politiker(innen) ha-
ben ein geringeres Ansehen als 
noch im letzten Jahr  
(–9 Prozentpunkte). 

©
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 < BBW-Chef Kai Rosenberger (Zweiter von links) und der stellvertretende 
DPolG-Landesvorsitzende Daniel Jungwirth (links) bei Fernsehaufnah-
men zu einem Beitrag in der Landesschau des SWR zum Thema Gewalt 
gegen öffentlich Beschäftigte. Jungwirth zählt zu den Betroffenen. Er 
wurde von einem Autofahrer angefahren und schwer verletzt, als dieser 
sich der Polizeikontrolle durch Flucht entzog.
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Sonderumfrage Gewalt

Betroffene Personengruppen
Am häufigsten wurden Über-
griffe auf Polizist(inn)en beob-
achtet: Fast drei Viertel (73 
Prozent) derjenigen, die be-
reits einen Angriff auf öffent-
lich Bedienstete wahrgenom-
men haben, beobachteten 
dies bei Einsätzen der Polizei. 
Etwas mehr als die Hälfte die-
ser Befragten (58 Prozent) gibt 
an, Übergriffe auf Rettungs-
kräfte und Notärzte gesehen 
zu haben. 42 beziehungsweise 
40 Prozent haben Übergriffe 

auf Bus- beziehungsweise 
Straßenbahnfahrer (innen) be-
ziehungsweise bei Feuer-
wehreinsätzen beobachtet.

Angriffe auf Lehrer(innen) und 
Mitarbeiter(innen) des Ord-
nungsamtes wurden von 36 
beziehungsweise 34 Prozent 
derjenigen wahrgenommen, 
die schon einmal entsprechen-
de Vorfälle beobachtet haben. 
Übergriffe auf Mitarbeiter-
(innen) im Sicherheitsdienst 
haben 28 Prozent gesehen.

Zeuge von Angriffen auf 
Lokführer(innen) beziehungs-
weise Zugbegleiter(innen) oder 
auf Mitarbeiter(innen) in der 
Arbeitsagentur beziehungswei-
se im Jobcenter wurden 21 be-
ziehungsweise 18 Prozent. 16 
Prozent der Befragten haben 
Angriffe auf Erzieher(innen) in 
Kitas und Kindergärten wahr-
genommen. Von den öffentlich 
Bediensteten wurden häufiger 
als vom Befragtendurchschnitt 
vor allem Übergriffe auf Ret-

tungskräfte, Lehrer(innen)  
und Sicherheitsdienste beob-
achtet.

Übergriffe auf Rettungskräf-
te, Feuerwehrleute und 
Erzieher(innen) haben über-
durchschnittlich häufig die 
30- bis 44-Jährigen, Über-
griffe auf Bus- und Bahn-
fahrer(innen) beziehungswei-
se Lokführer(innen) und 
Lehrer(innen) vor allem die 
18- bis 29-Jährigen beob-
achtet. 

Einführung von Lebensarbeitszeitkonten

Appell an Ministerien: Konstruktive      
Zusammenarbeit wäre angebracht
Der öffentliche Dienst hat 
Nachwuchsprobleme. Das lässt 
sich längst nicht mehr schönre-
den. Um potenzielle Bewerber 
zu binden, wäre Handeln ange-
sagt. Doch daran mangele es, 
kritisiert BBW-Vorsitzender Kai 
Rosenberger im Zusammen-
hang mit der Diskussion um Le-
bensarbeitszeitkonten für ba-
den-württembergische Beam-
tinnen und Beamte.

Die baden-württembergischen 
Grünen und Christdemokraten 
wollen dem Nachwuchspro-
blem im öffentlichen Dienst 
mit der Einführung von Le-
bensarbeitszeitkonten begeg-
nen. Im Gespräch sind Lebens-
arbeitszeitkonten nach dem 
Vorbild Hessens. Doch laut ei-
nem Bericht der Stuttgarter 
Zeitung vom 1. August 2019 
sind entsprechende Vorschläge 
bereits auf der Verwaltungs-
ebene ins Stocken geraten, 
weil Innen- und  Finanzminis-
terium sich gegenseitig die Zu-
ständigkeit zuschieben. BBW-
Chef Kai Rosenberger hätte für 

solcherlei Verhalten kein Ver-
ständnis. Er appelliert an die 
Spitzen beider Häuser, konst-
ruktiv zusammenzuarbeiten, 
damit wenigstens ein Baustein 
zur Attraktivitätssteigerung 
des öffentlichen Dienstes in 
absehbarer Zeit an den Start 
gehen kann.

Seit September 2003 gilt für 
baden-württembergische  
Beamtinnen und Beamte die 
41-Stunden-Woche. Tarifbe-
schäftigte im Landesdienst 
und bei den Kommunen sind 
da besser dran. Sie haben eine 
Wochenarbeitszeit von 39,5 
Stunden beziehungsweise 39 
Stunden. Im Klartext bedeutet 
dies: Beamtinnen und Beamte 
müssen Woche für Woche für 
ihr Gehalt 90 Minuten länger 
arbeiten als ihre Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Tarifbe-
reich des Landes. Dieser Sach-
verhalt ist den Verantwortli-
chen beim BBW schon lange 
ein Dorn im Auge. Und so 
steht die Forderung nach An-
passung der Wochenarbeits-

zeit im Beamtenbereich an die 
Wochenarbeitszeit im Tarifbe-
reich ganz oben auf dem For-
derungskatalog des BBW. Das 
hat BBW-Chef Kai Rosenber-
ger erst kürzlich wieder im Ge-
spräch mit Ministerialdirigent 
Reinhard Klee, dem Leiter der 

Abteilung 1 im Innenministeri-
um, unterstrichen. Für Rosen-
berger steht fest: Lebensar-
beitszeitkonten nach dem Vor-
bild Hessens sind momentan 
zwar ein Baustein zur Attrakti-
vitätssteigerung des öffentli-
chen Dienstes. Sie können je-
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 < Die BBW-Forderung nach Reduzierung der Wochenarbeitszeit im Beam-
tenbereich sowie die Einführung von Lebensarbeitszeitkonten für Beam-
tinnen und Beamte waren auch die zentralen Themen der Unterredung, 
zu der Ministerialdirigent Dr. Reinhard Klee und weitere Vertreter des 
Innenministeriums Spitzenvertreter des BBW empfangen haben (von 
links): Marlene Bolz, Referentin im Referat Dienstrecht (IM); Dr. Simone 
Kontusch, Leiterin Referat Dienstrecht (IM); Ministerialdirigent Dr. Rein-
hard Klee, Leiter der Abteilung 1 (IM); BBW-Chef Kai Rosenberger; Andre-
as Mathäs, Leiter Personalreferat (IM); Susanne Hauth, Justiziarin und 
Geschäftsführerin beim BBW.
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„Rechtsschutztage“ – eine gemeinsame Aktion von BBW und dem  
Dienstleistungszentrum Südwest

Großes Interesse an guter Zusammenarbeit
Nach dem Motto „Wer sich 
kennt, arbeitet gut zusam-
men“ haben  der BBW und das 
Dienstleistungszentrum Süd-
west im Juli gleich zu zwei 
„Rechtsschutztagen“ in die 
BBW-Geschäftsstelle in Stutt-
gart eingeladen. Ziel dieser 
Veranstaltungen war es, den 
Rechtsschutzbeauftragten der 

Mitgliedsgewerkschaften und 
Mitgliedsverbände im BBW die 
neuen Formulare und die 
Checkliste vorzustellen, die der 
dbb in Zusammenarbeit mit 
den Dienstleistungszentren 
zur Optimierung der Zusam-
menarbeit erarbeitet hat. Das 
Interesse an den Veranstaltun-
gen war groß. Die Juristen des 

Dienstleistungszentrum 
Mannheim  waren lange damit 
beschäftigt, die vielen Fragen 
der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer zu beantworten. Die 
Dienstleistungszentren vertre-
ten Mitglieder der Gewerk-
schaften und Verbände im 
BBW vor Gericht, setzen ihre 
rechtlichen Interessen durch 
und beraten diese. Den Rechts-
schutzbeauftragten und Ver-
bandsvorsitzenden kommt da-
bei im Vorfeld eine wichtige 
und verantwortungsvolle Auf-
gabe zu. Um die gute Zusam-
menarbeit an der wichtigen 
Schnittstelle zwischen Ge-
werkschaft und dbb Dienst-
leistungszentrum noch weiter 
zu verbessern, wurde in den 
vergangenen Monaten eine 

einfach handzuhabende 
Checkliste erarbeitet, die einen 
Rahmen für die erforderliche 
Vorarbeit schafft und dadurch 
diese vereinfacht. Über Form 
und Inhalt dieser Checkliste 
und Formularalternativen für 
Rechtsschutzanträge haben 
sich Rechtsschutzbeauftragte 
der Verbände bei den Rechts-
schutztagen in Stuttgart mit 
BBW-Spitzenvertretern und Ju-
risten des Dienstleistungszen-
trums Südwest ausgetauscht. 
Das Formular für Rechts-
schutzanträge, die über den 
BBW an das dbb Dienstleis-
tungszentrum weitergeleitet 
werden, lag zum Zeitpunkt der 
Veranstaltungen noch nicht 
vor. Es wird derzeit vom dbb 
noch angepasst. 

doch lediglich eine Zwischen-
lösung sein mit dem Ziel der 
tatsächlichen Absenkung der 
Wochenarbeitszeit.

Im Übrigen setzt der BBW auf 
Lebensarbeitszeitkonten, die 
auf  Freiwilligkeit beruhen, 
nicht mit einer Einsparver-
pflichtung verbunden, dafür 
aber mit der verbindlichen Zu-
sage verknüpft sind, dass die 
Wochenarbeitszeit nicht er-
höht wird. Unabdingbar ist 
auch die Verlässlichkeit. Ange-
sparte Stunden dürfen nicht 
verfallen. Hier braucht es un-
bedingt Rechtssicherheit.

Zwar hatten sich Grüne und 
CDU im Koalitionsvertrag auf 
die Erarbeitung von Modellen 
für Lebensarbeitszeitkonten 
verständigt. Doch erst mit Be-
ginn dieses Jahres hat das The-
ma in der Politik an Fahrt aufge-
nommen – unter der Rubrik 
„Attraktivitätssteigerung des 
öffentlichen Dienstes“. In der 
CDU-Landtagsfraktion wurde 
ein entsprechendes Papier erar-
beitet. Die Bündnisgrünen hat-

ten Anfang Juli zu einem Fach-
gespräch zum Thema Lebensar-
beitszeitkonten eingeladen.

Grünen-Fraktionsvize Thekla 
Walker bekannte gegenüber 
der Stuttgarter Zeitung: „Das 
Thema Lebensarbeitszeitkonto 
ist für uns eine Stellschraube, 
mit der wir die Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes erhö-
hen wollen.“ Und CDU-Frakti-
onsvize Thomas Blenke erklärte 
gegenüber dem Blatt: Eine ge-
nerelle Reduzierung der Wo-
chenarbeitszeit für Beamte sei 
aktuell kein Thema. „Aber die 
41. Wochenstunde auf ein Le-
bensarbeitszeitkonto zu neh-
men, dazu sind wir bereit.“

BBW-Chef Rosenberger hat in 
den zurückliegenden Wochen 
mit den Spitzen der Regie-
rungsfraktionen von Grünen 
und CDU sowie mit Spitzenver-
tretern der SPD-Landtagsfrakti-
on das Thema Lebensarbeits-
zeitkonten erörtert und in all 
den Gesprächen darauf hinge-
wiesen, dass für seine Organi-
sation die Korrektur der Besol-

dung in den Besoldungsgrup-
pen A 5 und A 6 Priorität habe, 
genauso wie die Reduzierung 
der Wochenarbeitszeit und die 
Rücknahme der Beihilfever-
schlechterungen aus dem Jahr 
2013. Zugleich signalisierte er 
aber auch Zustimmung  zur Ein-
führung von Lebensarbeitszeit-
konten in Anlehnung an das 
Hessen-Modell, sozusagen als 
Einstieg in die Reduzierung der 
Wochenarbeitszeit. In Hessen 
gilt für Beamtinnen und Beam-
ten wie in Baden-Württemberg 
die 41-Stunden-Woche. Ihnen 
wird jedoch eine Arbeitsstunde 
pro Woche auf einem Arbeits-
zeitkonto gutgeschrieben. Soll-
te sich die baden-württember-
gische Landesregierung und 
die sie tragenden Fraktionen 
auf eine Einführung von Le-
bensarbeitszeitkonten nach 
dem hessischen Modell ver-
ständigen, wäre dafür, wenn 
auch nicht gleich, zusätzliches 
Personal nötig. Das steht für 
die Verantwortlichen beim 
BBW außer Frage. CDU-Frakti-
onsvize Blenke sieht das an-
ders. Er glaubt, die später weg-

fallende Arbeitszeit könne im 
Gesamtsystem ausgeglichen 
werden. Laut Zeitungsbericht 
hält sich das Finanzministeri-
um in der Sache bedeckt und 
verweist auf das Innenministe-
rium, das für Beamtenbelange 
zuständig sei. Dieses verwahrt 
sich gegen die alleinige Zustän-
digkeit. Schließlich seien der 
Landesetat und die Tarifbe-
schäftigten Angelegenheit des 
Finanzministeriums. Dieses Hin 
und Her um die Zuständigkeit 
stößt beim BBW auf Unver-
ständnis. „Wichtige Maßnah-
men werden dadurch auf die 
lange Bank geschoben“, kriti-
siert BBW-Chef Rosenberger.

Die BBW-Forderung nach Redu-
zierung der Wochenarbeitszeit 
im Beamtenbereich sowie die 
Einführung von Lebensarbeits-
zeitkonten für Beamtinnen und 
Beamte waren auch die zentra-
len Themen der Unterredung, 
zu der Ministerialdirigent Dr. 
Reinhard Klee und weitere Ver-
treter der Innenministeriums 
Spitzenvertreter des BBW 
empfangen haben. 

 < Rechtsschutzbeauftragte der Gewerkschaften und Verbände im BBW haben in 
großer Zahl das Angebot von BBW und dem Dienstleistungszentrum Südwest  
angenommen und sich bei den „Rechtsschutztagen“ im Juli über die Optimierung 
der Zusammenarbeit bei Rechtsschutzangelegenheiten informiert.
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Landesregierung legt den Versorgungsbericht 2019 vor

Prognose künftiger Entwicklungen 
Mit dem Versorgungsbericht 2019 ist die Landesregierung jetzt ihrer Verpflichtung nachgekommen, 
einen Bericht zur künftigen Entwicklung der Zahl der Versorgungsempfänger und der Versorgungs-
ausgaben zu erstellen. Bestandteil des Berichts ist zudem die Betrachtung von Entwicklungen, die 
eng mit den Versorgungsausgaben verknüpft sind, beispielsweise die Entwicklung des Zurruheset-
zungsalters und der Zurruhesetzungsgründe, sowie eine Analyse zur Wirksamkeit von Maßnahmen 
zur Verminderung der Versorgungsausgaben.  

Die Landesregierung ist ver-
pflichtet, einen solchen Versor-
gungsbericht (https://fm. 
baden-wuerttemberg.de/ 
fileadmin/redaktion/m-fm/ 
intern/Publikationen/Versor 
gungsbericht-BW_2019.pdf) in 
jeder Legislaturperiode im Zu-
sammenhang mit dem Demo-
grafiebericht vorzulegen. 

Hier die zusammenfassende 
Darstellung der Informationen 
aus dem Versorgungsbericht 
2019:

 > Die Ausgaben des Landes  
Baden-Württemberg für Ru-
hegehälter und Hinterbliebe-
nenversorgung sind seit dem 
Jahr 1990 von damals gut 1,2 
Milliarden Euro stetig auf gut 
5,0 Milliarden Euro im Jahr 
2018 gestiegen. 

 > In den 28 Jahren (1990 bis 
2018) haben sich die Ausga-
ben vervierfacht, sie wuch-
sen jährlich um durchschnitt-
lich 5,1 Prozent. Zum Ver-
gleich: Von 1991 bis 2018 hat 
sich das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) Baden-Württem-
bergs lediglich verdoppelt. 

 > Der aktuelle Versorgungsbe-
richt zeigt für die Zukunft 
eine weniger dynamische 
Entwicklung auf. Zwar ist 
weiterhin davon auszugehen, 
dass der Anteil der Versor-
gungsausgaben am Landes-

haushalt kontinuierlich zu-
nimmt. Doch der Zuwachs 
fällt niedriger aus als in der 
Vergangenheit. In einem Sze-
nario, das von einem Haus-
halts- und Besoldungswachs-
tum in Höhe des BIP-Wachs-
tums ausgeht, erreichen die 
Versorgungsausgaben 2060 
ein Niveau von 17,5 Milliar-
den Euro. Das entspricht ei-
ner jährlichen Wachstumsra-
te von 3,0 Prozent über einen 
Zeitraum von 42 Jahren. 

 > Die Anzahl der Versorgungs-
empfängerinnen und Versor-
gungsempfänger war der 
wesentliche Faktor für die 
Ausgabenzuwächse in der 
Vergangenheit. Die Anzahl ist 
insbesondere im Zeitraum 
2010 bis 2018 sehr dyna-
misch mit jährlichen Raten 
von bis zu 4,2 Prozent ge-
wachsen. Am 1. Januar 2018 
hatte das Land Baden-Würt-
temberg 129 400 Versor-
gungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger. 

 > Für das Jahr 2060 ist bei einer 
Wiederbesetzungsquote von 
100 Prozent mit 167 300 Ver-
sorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfängern 
zu rechnen. Das entspricht ei-
ner jährlichen Wachstumsra-
te von rund 1 Prozent. 

 > Um die Verpflichtungen für 
künftige Pensionen der akti-

ven Bediensteten sowie für 
die aktuellen Versorgungs-
empfängerinnen und Versor-
gungsempfänger transparent 
zu machen, werden im Rah-
men der Vermögensrechnung 
des Landes Baden-Württem-
berg Rückstellungen nach ver-
sicherungsmathematischen 
Grundsätzen ermittelt. Zum 
Stichtag 31. Dezember 2017 
betragen diese rechnerischen 
Rückstellungen für Pensionen 
(ohne Beihilfe) 149,27 Milliar-
den Euro. 

 > Das Eintrittsalter der Beam-
tinnen und Beamten des  
Landes in den Ruhestand hat 
sich in den vergangenen Jah-
ren erhöht. Dies ist auch auf 
die Dienstrechtsreform und 
die Maßnahmen zum  
Gesundheitsmanagement 
zurückzuführen. 

 > Die freiwillige Weiterarbeit 
wird von einem steigenden 
Anteil der Beamtinnen und 
Beamten in Anspruch ge-
nommen (6,6 Prozent der 
Zurruhesetzungen erfolgten 
in 2017 nach freiwilliger Wei-
terarbeit). Das entlastet den 
Landeshaushalt und erhält 
zugleich über einen längeren 
Zeitraum Expertenwissen für 
die Landesverwaltung. 

 > Die Zurruhesetzungen wegen 
Dienstunfähigkeit sind zu-
rückgegangen (von 43 Pro-

zent im Jahr 2000 auf 9,7 Pro-
zent im Jahr 2017). 

 > Durch die im Rahmen der 
Dienstrechtsreform erfolgte 
sukzessive Anhebung des 
Pensionseintrittsalters ha-
ben sich die Versorgungsab-
schläge bei Inanspruchnah-
me der Antragsaltersgrenze 
erhöht.

 > Die Sondervermögen Versor-
gungsfonds und Versor-
gungsrücklage haben zum 
Stand 31. Dezember 2018 ein 
Volumen von 6,8 Milliarden 
Euro erreicht. Im Doppel-
haushalt 2018/2019 wurden 
neben der regulären Zufüh-
rung von monatlich 500 Euro 
pro neu eingestellte Beam-
tinnen und Beamte sowie 
Richterinnen und Richter zu-
sätzlich 120 Millionen Euro 
zugeführt. Im Haushaltsjahr 
2019 sind insgesamt rund 
500 Millionen Euro Zufüh-
rung veranschlagt. Die Zu-
führungsbeträge steigen dy-
namisch. Dazu trägt bei, dass 
ab dem Jahr 2020 die monat-
liche Zuführung in den Ver-
sorgungsfonds auf 750 Euro 
pro Neueinstellung bezie-
hungsweise bei neu geschaf-
fenen Stellen 1 000 Euro be-
tragen wird. Bis zum Jahres-
ende 2020 kann mit einem 
Vorsorgevolumen von bis zu 
8 Milliarden Euro gerechnet 
werden.  
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Versorgungsbericht 2019

Daten und Fakten kritisch  
unter die Lupe genommen
Der Versorgungsbericht des Ministeriums für Finanzen Baden-Württem-
berg 2019 liegt vor. Ein Füllhorn von Daten, gesammelt vom Statistischen 
Landesamt, die zu betrachten sich lohnt. BBW-Chef Kai Rosenberger und 
Heinz Fliege, der stellvertretende Landesvorsitzende des Seniorenverbands 
öffentlicher Dienst BW, haben das Zahlenwerk kritisch unter die Lupe ge-
nommen. Ihr Fazit: Die Versorgung der Beamtinnen und Beamten ist auch 
2060 noch gesichert.

Doch beide kommen nach ein-
gehender Studie des Versor-
gungsberichts auch überein-
stimmend zu dem Schluss: Poli-
tisches Begehren nach Eingrif-
fen in die Versorgung sei nicht 
auszuschließen. BBW und Seni-
orenverband seien gefordert, 
dies schon im Vorfeld abzu-
wehren. „An Argumenten sollte 
es uns dabei nicht fehlen“, sagt 
Rosenberger. Denn er ist sich si-
cher, auch wenn die absoluten 
Zahlen beziehungsweise deren 
Entwicklungen von 2018 bis 
2060, die im Versorgungsbe-
richt aufgeführt werden, dazu 
angetan wären, einem Angst 
und Bange zu machen, gebe es 
dafür letztlich keinen Grund. 
Schließlich fehle in der Daten-
sammlung ein schlüssiger Be-
weis dafür, dass die Beamten-
versorgung in den nächsten 40 
Jahren in der bisherigen Form, 
nämlich samt Anpassung an die 
jeweilige Besoldungserhöhung, 
nicht mehr bezahlbar sei. Das 
Gegenteil sei der Fall. Das wer-
de bei genauerem Hinsehen 
deutlich. Ministerialdirigent a. 
D. Heinz Fliege, Jurist und zu-
letzt Leiter der Abteilung 1 
(Personalwesen) im Finanzmi-
nisterium, hat in der nachste-
henden Abhandlung die Aussa-
gekraft der Daten des Versor-
gungsberichts analysiert und 
Kai Rosenberger, vor seiner 
Wahl zum Vorsitzenden des 
BBW zuletzt als Konzernprüfer 
tätig, hat die Ausführungen 
von Heinz Fliege durch zusätzli-
che Bewertungen noch ergänzt.

 < Grundaussagen und  
deren Bewertung

Seinem analytischen Bericht 
hat Fliege einige Grundaussa-
gen vorangestellt, die von den 
Verfechtern einheitlicher Ver-
sorgungssysteme gerne plaka-
tiv genutzt werden: 

 > Im Zeitraum von 1990 bis 
2018 haben sich die Pensi-
onsausgaben – Ruhegehälter 
und Hinterbliebenenversor-
gung ohne Beihilfe – von  
1,2 Milliarden Euro auf rund 
5 Milliarden Euro im Jahr 
2018 vervierfacht (jährlich 
5,1 Prozent). Das Wachstum 
des Bruttoinlandproduktes 
verdoppelte sich im gleichen 
Zeitraum. 

 > Die künftige Entwicklung ist 
aber nicht mehr gleicherma-
ßen dynamisch: Prognosti-
ziert werden je nach Variante 
der Besoldungssteigerungen 
5,6 Milliarden Euro (ohne An-
passung der Bezüge) bis 17,5 
Milliarden Euro (Anpassung 
der Bezüge entsprechend der 
Entwicklung des BIP). Das 
heißt: Die jährliche Wachs-
tumsrate, vorausbetrachtet 
bis zum Jahr 2060, beträgt 
nach dem zugrunde gelegten 
Szenario nunmehr 3 Prozent

 > Während zum Jahreswechsel 
2017/ 2018 noch 129 400 
VersorgungsempfängerInnen 
ihren Ruhestand genossen, 
wird diese Zahl bis 2060 bei 

100-prozentiger Wiederbe-
setzung auf 167 300 anstei-
gen.

 > Der Wert der in der Vermö-
gensrechnung (Fundstelle für 
Interessierte: https://fm. 
baden-wuerttemberg.de/de/
haushalt-finanzen/haushalt/
vermoegensrechnung/) nach 
versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen ermittel-
ten Rückstellung für Versor-
gungsverpflichtungen be-
trägt ohne Beihilfe zum 
Stichtag 31. Dezember 2017 
149,27 Milliarden Euro.

Hier lohnt einmal der Blick auf 
die Definition des Begriffes 
Rückstellungen: Das sind näm-
lich im Rechnungswesen Ver-
bindlichkeiten, die in ihrem Be-
stehen oder in ihrer Höhe un-
gewiss sind, aber mit hinrei-
chend großer Wahrscheinlich-
keit erwartet werden. Nach 
Karl Valentin sind Prognosen 
besonders schwierig, wenn sie 
in der Zukunft liegen. Dieser 
Schwierigkeit stellt sich das 
Statistische Landesamt mit 
umfangreichen statistischen 
Berechnungen. Die Quelle:  
https://fm.baden-wuerttem 
berg.de/de/service/publika 
tion/did/versorgungsbericht- 
2019/. 

Man kann also von einer hinrei-
chend wahrscheinlichen Ent-
wicklung sprechen – und na-
türlich: Bis 2060 haben wir 
noch 40 Jahre. Auf diese Jahre 

verteilt sich dieser Aufwand je 
nach dann aktueller Faktenla-
ge. Da die Versorgungsver-
pflichtungen aus dem Landes-
haushalt aufzubringen sind, ist 
die spannende Frage, wie hier 
die Zukunftsentwicklung aus-
sehen könnte. 

Rückläufige Konjunkturdaten 
und damit ein weniger starkes 
Plus oder gar ein Rückgang der 
Steuereinnahmen gepaart mit 
dem Verbot des Schuldenma-
chens lassen Besorgnisse auf-
keimen. Evident ist, dass im 
Hinblick auf die stark gestiege-
nen Pensionierungszahlen der 
vergangenen Jahre eine starke 
Steigerung des Verhältnisses 
der Versorgungsausgaben 
(„Versorgungs-Haushalts- 
Quote“) zum Haushalt zu ver-
zeichnen war. Betrug diese 
Quote 1990 noch 5,6 Prozent, 
lag sie 2017 bei 10,4 Prozent, 
dabei sind die Zuführungen an 
die Versorgungsrücklage, nicht 
jedoch die Beihilfe eingerech-
net. Anhaltende Wirtschafts-
entwicklung und damit ent-
sprechende Haushaltsentwick-
lung, 100-prozentige Wieder-
besetzung und Besoldungstei-
gerungen in Höhe des Wirt-
schaftswachstums unterstellt, 
berechnet der Versorgungsbe-
richt die Versorgungs-Haus-
halts-Quote auf 11,3 Prozent 
im Jahre 2060. 

Sind unsere Pensionen sicher? 
Eine versteckte Anspielung ver-
birgt sich in Nr. 4.2 der „Statis-
tischen Grundlagen zum Ver-
sorgungsbericht der Landesre-
gierung Baden-Württemberg“ 
(Seite 74). Da heißt es nämlich 
unter der Überschrift „Steue-
rungsmöglichkeiten“ und unter 
Hinweis auf die ständige 
Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts (BVerfG), 
es gäbe „handfeste Kriterien“ 
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für die Kontrolle der Besoldung 
am Alimentationsprinzip. Und 
der Bericht fährt fort: „Eine un-
mittelbare Übertragbarkeit 
dieser Kriterien auf die Versor-
gung wird bislang nicht gese-
hen.“ Gleichwohl gäbe es ein 
verfassungsrechtliches Risiko, 
dass eine weitere Absenkung 
des Versorgungsniveaus „mit 
dem Alimentationsprinzip in 
Konflikt“ gerate. 

Das sieht man beim BBW wie 
im Seniorenverband grund-
sätzlich ebenso. Denn das Ur-
teil aus Karlsruhe vom 5. Mai 
2015 zur Richterbesoldung hat 
das Prozessrisiko durch Konkre-
tisierung der hergebrachten 
Grundsätze des Art. 33 Abs. 5 
GG nunmehr kalkulierbar ge-
macht. Gleich am Anfang des 
Urteils schon steht der bedeu-
tende Satz: „Der Dienstherr ist 
verpflichtet ...lebenslang zu ali-
mentieren.“ 

Ausgewiesen sind in dem Ver-
sorgungsbericht auch Daten, 
die geeignet sind, so manche 
lästernde Meinung über Beam-
te als das beurteilen zu lassen, 
was es ist, nämlich ein Vorur-
teil.

Während im Jahr 2000 noch 
bei knapp 2 000 Personen und 
damit bei 43 Prozent der Grund 
für den Eintritt in den Ruhe-
stand Dienstunfähigkeit war, 
verringerte sich der Anteil von 
Pensionierungen aufgrund von 
Dienstunfähigkeit auf 9,7 Pro-
zent im Jahre 2017. Hier spielt 
das seit 2011 praktizierte und 
mit Haushaltsmitteln unterleg-
te Gesundheitsmanagement 
mit Sicherheit eine nicht unbe-
deutende Rolle.

Auch insgesamt hat sich das 
Durchschnittsalter für den Ein-
tritt in den Ruhestand erhöht: 
Im Basisjahr 2017 lag es um 2,4 
Jahre über dem Wert vom Jahr 
2000, dabei traten Beamtinnen 
und Beamte des gehobenen 
Dienstes mit durchschnittlich 
62,8 Jahren, des höheren 
Dienstes mit 63,8 Jahren und 
des mittleren Dienstes zum 
Beispiel wegen der Sonderal-

tersgrenzen im Polizei- und 
Vollzugsdienst mit 60,1 Jahren 
in den Ruhestand. Interessant 
auch, dass es mit 46 Prozent 
bei fast der Hälfte der Anfang 
2018 vorhandenen Ruhege-
haltsempfänger zu Versor-
gungsabschlägen (0,3 Prozent/
Monat bei Eintritt in den Ruhe-
stand vor Erreichen der gesetz-
lichen Altersgrenze) kam, im 
Aufgabenbereich des Schul-
dienstes waren dies sogar 55,1 
Prozent, im Vollzugsdienst nur 
13 Prozent. Sogar der „Verlust“ 
wurde berechnet: Pro 
Ruhegehaltsempfänger(in) wa-
ren dies 165 Euro/Monat, der 
Profit für den Landeshaushalt 
belief sich 2018 dagegen auf 
rund 97 Millionen Euro.

Durchaus ist auch der durch-
schnittliche Ruhegehaltssatz 
eine Betrachtung wert.

Der lag nämlich mit 66,4 Pro-
zent nicht bei den erreichbaren 
71,75 Prozent der ruhegehalts-
fähigen Bezüge. Eine Vielzahl 
von Faktoren bewirken, dass 
eine ganze Reihe von Ruhege-
haltsempfänger(innen) nur ge-
schmälerte Dienstzeiten errei-
chen, dabei denkt man natür-
lich an die Teilzeit- und Beur-
laubungsmöglichkeiten im öf-
fentlichen Dienst. Hieraus er-
klärt sich, dass der durch-
schnittliche Ruhegehaltssatz 
mit 70,3 Prozent bei den Kolle-
gen und mit 60,2 Prozent bei 
den Kolleginnen um rund 10 
Punkte niedriger ausfällt. Eine 
Sonderrolle nimmt auch hier 
der Schuldienst mit einem 
durchschnittlichen Ruhege-
haltssatz von 65 Prozent ein, 
wobei die Lehrerinnen mit 60 
Prozent um 6,4 Punkte unter 
den Lehrern mit 66,4 Prozent 
liegen. 

Zu der Vielzahl von Gründen 
für den Zeitpunkt, in den Ruhe-
stand zu treten, nennt der Be-
richt für 6,6 Prozent der 
Beamt(inn)en die Möglichkeit, 
den Beginn des Ruhestandes 
um jeweils ein Jahr bis zu drei 
Jahren hinauszuschieben. Da-
bei handele es sich vor allem – 
ohne dass hierfür Zahlen be-

nannt werden – um Angehöri-
ge des höheren Dienstes. Eine 
Sonderrolle nehmen sowohl 
die Schul- als auch die Voll-
zugsdienste ein. Hier entschei-
den sich 2,7 Prozent für die hin-
ausgeschobene Altersgrenze, 
dort 22,4 Prozent. Dabei muss 
die im Vollzugsdienst geltende 
besondere niedrigere Regelal-
tersgrenze bedacht werden. 

Keinerlei Erwähnung findet im 
Übrigen auch der immer häufi-
ger zu findende Umstand, der 
Regelaltersgrenze ein Sabbat-
jahr vorausgehen zu lassen und 
damit Versorgungsabschläge 
zu vermeiden. 

Und ein letztes: Die höchst 
selbst durch 0,2 Prozent Ab-
schlag der Versorgungsanpas-
sung bis 2017 von den Beam-
ten und Versorgungsempfän-
gern finanzierte Versorgungs-
rücklage sowie die Zuführun-
gen des Landes zum Versor-
gungsfonds summierten sich 
Ende 2018 auf rund 6,8 Milliar-
den Euro. 

Zur den Beihilfeaufwendungen 
im Versorgungsbereich neh-
men die statistischen Grundla-
gen des Landesamtes unter 
Hinweis auf den technischen 
Fortschritt in der Medizin, auf 
allgemeine Kostensteigerun-
gen im Gesundheitswesen und 
auf die steigende Lebenser-
wartung mit Hinweis auf die 
Leistungen für Versorgungs-
empfänger(innen) Höhe von 
2 130 Euro/Kopf im Jahre 1990 
und 6 510 Euro/Kopf in 2018 
nur kurz Stellung. In einer 
Hochrechnung, die gleichblei-
bende Verhältnisse unterstellt, 
würden sich die Beihilfeauf-
wendungen auf 1,23 Milliarden 
Euro im Jahre 2030 summieren 
und damit die Versorgungsauf-
wendungen um diesen Betrag 
erhöhen. 

23 Seiten Bericht sowie 79 Sei-
ten Material lassen sich kaum 
in wenigen Absätzen darstel-
len. Die hier dargestellten Fak-
ten, aber auch so manche darü-
ber hinausgehende Informatio-
nen lassen eine Vielzahl von 

Schlussfolgerungen und politi-
sche Wertungen zu. Unserer 
politischen Arbeit in den kom-
menden Monaten hat sich da-
mit ein weiteres breites Feld 
erschlossen, sagt Heinz Fliege.

 < BBW-Chef zuversichtlich: 
Versorgung ist in den 
nächsten 40 Jahren  
sichergestellt

BBW-Chef Kai Rosenberger 
sieht das ähnlich. Ergänzend zu 
der analytischen Betrachtung 
des stellvertretenden Vorsit-
zenden des Seniorenverbands 
weist er darauf hin, wie wichtig 
es ist, dass man die Parameter 
versteht, die den Prognosen 
des Versorgungsberichtes zu-
grunde gelegt werden, Hier sei 
ein kritischer Blick angesagt.  

So werde beispielsweise in 
sämtlichen Prognosen des Be-
richts davon ausgegangen, 
dass alle frei werdenden Stel-
len zu 100 Prozent wiederbe-
setzt werden. „Diese Einschät-
zung halte ich für sehr kühn, 
um nicht zu sagen unrealis-
tisch“, sagt Rosenberger und 
verweist auf die Erfahrungen 
der vergangenen Jahrzehnte, in 
denen massiv Stellen abgebaut 
worden sind. Für ärgerlich und 
unangebracht hält Rosenber-
ger zudem, dass in dem Bericht 
Zahlen zur Besoldungsentwick-
lung losgelöst von der soge-
nannten Versorgungs-Haus-
halts-Quote dargestellt wer-
den, Er stellt deshalb klar: Soll-
ten sich die Besoldungssteige-
rungen tatsächlich entspre-
chend der Entwicklung des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) bis 
2060 entwickeln, müssen die 
dann 17,5 Milliarden Euro Ver-
sorgungsausgaben des Jahres 
2060 in Relation gesehen wer-
den mit dem in 2060 erreich-
ten BIP. Dies geschieht über die 
Versorgungs-Haushalts-Quote, 
die sich laut Versorgungsbe-
richt dadurch von 10,0 Prozent 
in 2018 auf etwa 11,3 Prozent 
in 2060 nur unwesentlich erhö-
hen würde. 

Fazit: Für Rosenberger steht 
fest, dass in den nächsten 40 
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Jahren bei Weitem keine so 
dynamische Entwicklung der 
Versorgungszahlungen in Re-
lation zur Entwicklung des BIP 
zu erwarten ist, wie es von 
1990 bis heute der Fall war. 
Noch wichtiger als der Ver-
gleich mit dem BIP sei jedoch 
der Vergleich mit der Entwick-
lung der Steuereinnahmen. 
Diese würden in den kommen-
den 40 Jahren aller Voraus-
sicht nach jedoch nicht langsa-
mer steigen als die Versor-
gungszahlungen. Von in Zu-
kunft nicht zu bewältigenden 
Schwierigkeiten bei Finanzie-
rung der Pensionen in Baden-
Württemberg könne demnach 
keine Rede sein. Noch ein wei-
terer Hinweis ist dem BBW-
Vorsitzenden wichtig: Eine 
Klarstellung der weit verbrei-
teten Meinung, Beamte wür-
den keinen Beitrag für ihre Al-
tersversorgung leisten. „Be-

reits meine Vorgänger, Horst 
Bäuerle und Volker Stich, ha-
ben schon immer wieder dar-
auf hingewiesen, dass dies so 
definitiv nicht richtig ist, be-
tont Rosenberger. Zutreffend 
sei zwar, dass der Beamte 
nicht wie der Arbeitnehmer ei-
nen eigenen Beitrag in Form 
des monatlichen Arbeitneh-
merbeitrags zur gesetzlichen 
Rentenversicherung leistet. Je-
doch wurden bei der Schaf-
fung des Bundesbeamtenge-
setzes 1951 Gehaltsteile ein-
behalten, über die in der amt-
lichen Begründung des Ent-
wurfs des Bundesbeamtenge-
setzes von 1951 (BT-Drs. 
28/46) explizit zur Altersver-
sorgung der Beamten ausge-
sagt worden ist: „Die Höhe der 
Besoldung ist gerade mit 
Rücksicht auf die Versorgung 
niedrig gehalten.“ Das seiner-
zeit federführende Bundesmi-

nisterium der Finanzen präzi-
sierte, dass entsprechend dem 
bei der Besoldungsfestsetzung 
berücksichtigten sogenannten 
„Eckmann-Vergleich“ von ei-
nem „Versorgungsbeitrag“ 
von pauschal sieben vom Hun-
dert ausgegangen wurde.

Darüber hinaus hat das 
BVerfG diesbezüglich festge-
stellt: „Der Beamte hat seine 
Altersversorgung und die sei-
ner Hinterbliebenen nicht 
selbst zu veranlassen (...) statt-
dessen sind die Bruttobezüge 
der aktiven Beamten von 
vornherein – unter Berücksich-
tigung der künftigen Pensi-
onsansprüche – niedriger fest-
gesetzt.“ (BVerfGE 39, 196 
(202), BVerfGE 54, 11 [32 f.]).

Zusätzlich wurde und wird ein 
von den Beamten in Baden-
Württemberg mitangespartes 

Sondervermögen (Versor-
gungsrücklage und Versor-
gungsfonds) geschaffen, wel-
ches Ende 2018 etwa 6,8 Milli-
arden Euro betrug. Dieses Geld 
wird dazu beitragen, die größ-
ten Spitzen bei den Versor-
gungszahlungen abzufedern.

Die Beamten und Versor-
gungsempfänger in Baden-
Württemberg haben von 1999 
bis 2017 bei jeder erfolgten Er-
höhung der Besoldung oder 
der Pension jeweils 0,2 Pro-
zentpunkte Abschlag in Kauf 
genommen, die in die Versor-
gungsrücklage geflossen sind. 

Diese Fakten müssen mitbe-
rücksichtigt werden, wenn 
man die Versorgungszahlun-
gen und deren prognostizierte 
Entwicklung in der Zukunf in 
den Blick nimmt. 
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Gespräche mit der frauenpolitischen Sprecherin der Grünen

Im Fokus: die Mütterrente  
und das Chancengleichheitsgesetz
Die Mütterrente und das Chan-
cengleichheitsgesetz waren 
Gegenstand der Unterredung, 
zu der die Vorsitzende der Lan-
desfrauenvertretung des BBW, 
Heidi Deuschle, und Dorothea 
Wehinger, frauenpolitische 
Sprecherin der Grünen, zusam-
mengetroffen sind. Das Ge-
spräch fand noch vor der Som-
merpause statt.

Die systemkonforme Übertra-
gung der Mütterrente gehört 
zu den zentralen Forderungen 
des BBW. Doch die Landesre-
gierung hat bisher bei diesem 
Thema geblockt. Sie argumen-
tiert, Kindererziehungszeiten 
würden bei Versorgungsemp-
fängerinnen systemkonform 
annähernd gleichwertig be-
rücksichtigt wie in der gesetzli-
chen Rentenversicherung. Dass 
diese Argumentation spätes-
tens seit der Mütterrente II 
nicht mehr haltbar ist, hat Hei-
di Deuschle gegenüber der 

frauenpolitischen Sprecherin 
der Grünen noch einmal unter-
strichen. 

Mit der Mütterrente I wurde 
im Arbeitnehmerbereich die 
Anerkennung von Kindererzie-
hungszeiten verbessert. Seit 
1. Juli 2014 erhöhte sich die 
Kindererziehungszeit für Müt-
ter oder Väter für vor 1992 ge-
borene Kinder um ein zusätzli-
ches Jahr. Seit Inkrafttreten der 
Mütterrente II zum 1. Januar 
2019 werden die Erziehungs-
zeiten noch stärker angerech-
net.

Bayern hat die Mütterrente 
längst systemkonform auf den 
Beamtenbereich übertragen 
und inzwischen auch die 
Übertragung der Mütterrente 
II zugesagt. Auch der Bundes-
gesetzgeber geht jetzt mit gu-
tem Beispiel voran. Im aktuel-
len Entwurf eines Gesetzes 
zur Modernisierung der Struk-

turen des Besoldungsrechts 
und zur Änderung dienstrecht-
licher Vorschriften 
(Besoldungsstrukturen-
modernisierungsgesetz – 
BesStMG) ist die systemkon-
forme Übertragung der Müt-
terrente in das Beamtenver-
sorgungsrecht des Bundes vor-
gesehen.

Höchste Zeit, dass auch Baden-
Württemberg in dieser Angele-
genheit aktiv wird, meint Heidi 
Deuschle. Eine systemkonfor-
me Übertragung der Mütter-
rente wäre nach Einschätzung 
des BBW mit jährlichen Kosten 
zwischen 14 und 19 Millionen 
Euro verbunden. Das sei gut in-
vestiertes Geld, sagte Deuschle 
und warb bei der frauenpoliti-
schen Sprecherin der Grünen 
um Unterstützung, wohl wis-
send, dass sie es mit dem The-
ma Mütterrente bei den Grü-
nen schwer hat. Denn dort 
herrscht die Meinung vor, dass 
beamtete Mütter sowieso bes-
ser versorgt sind als alle ande-
ren Mütter. Heidi Deuschle wi-
derlegte diese Auffassung mit 
Fakten. So wies sie beispiels-
weise darauf hin, dass Beam-
tinnen durchweg eine qualifi-
zierte Ausbildung, viele sogar 
einen Hochschulabschluss ha-
ben und entsprechend besol-
det und im Ruhestand versorgt 
werden. Im Vergleich mit ande-
ren Berufsgruppen, vor allem 
wenn es sich um Erwerbsein-
kommen handelt, gehe diese 
Tatsache gerne unter.

Das Chancengleichheitsgesetz 
Baden-Württemberg, das 
zweite Thema der Unterre-
dung, hat bei der Vorsitzenden 
der Landesfrauenvertretung ei-
nen hohen Stellenwert. Doch 
sie bemängelt, dass Anspruch 
und Wirklichkeit dieses Geset-
zes nicht im Gleichklang seien.

Das Chancengleichheitsgesetz 
ist am 27. Februar 2016 in Kraft 
getreten und löste das Chan-
cengleichheitsgesetz aus dem 
Jahr 2005 ab. Es soll helfen, 
Frauen und Männer im öffent-
lichen Dienst tatsächlich 
gleichzustellen und insbeson-
dere mehr Frauen in Führungs-
positionen zu bringen. 

Mit dem „Gesetz zur Verwirkli-
chung der Chancengleichheit 
von Frauen und Männern im 
öffentlichen Dienst in Baden-
Württemberg" aus dem Jahr 
2016 wollte die Landesregie-
rung das berufliche Vorankom-
men von Frauen in der Verwal-
tung gezielt fördern und die 
Vereinbarkeit von Familie, Pfle-
ge und Beruf verbessern. Die-
ses Ziel ist nach Auffassung 
von Heidi Deuschle noch lange 
nicht erreicht. Sie baut jetzt 
auf Verbesserungen durch die 
Evaluierung des Gesetzes, die 
bis Mitte 2020 abgeschlossen 
sein soll. Im Gespräch mit der 
frauenpolitischen Sprecherin 
der Grünen listete sie auf, was 
ihr dabei wichtig ist. Ganz vorn 
auf dieser Liste steht die Forde-
rung, das regelmäßige Verfas-
sen eines Bilanzberichtes über 
die tatsächliche Situation im 
öffentlichen Dienst gesetzlich 
zu verankern. Für dringend er-
forderlich hält Deuschle solche 
Berichte, weil die Realität und 
die Vorgaben durch das Chan-
cengleichheitsgesetz nicht 
übereinstimmten. 

Dorothea Wehinger hörte sich 
mit Interesse die Kritik und die 
Vorschläge an und betonte, 
dass dem zuständigen Arbeits-
kreis an einer Zusammenarbeit 
mit den Vertreterinnen der 
Verbände viel liege und es in 
dieser Angelegenheit sicher 
noch zu weiteren Treffen kom-
me. 

©
 B

BW

 < Heidi Deuschle (links), die Vorsitzende der BBW-Frauenvertretung, und 
Dorothea Wehinger (rechts), die frauenpolitische Sprecherin der Grünen, 
haben sich noch vor der Sommerpause zu einem Gedankenaustausch 
getroffen.
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Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter  
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

 z Persönlichkeits-
management

Seminar B205 GB vom 22. bis 
24. September 2019 in Baiers-
bronn.

Mehr Achtsamkeit – weniger 
Ärger 

Wir nutzen den Schwarzwald. 
Die Übungen und Theorie, die 
zu mehr Achtsamkeit und weni-
ger Ärger führen, finden zu-
meist in der Natur statt. Die Re-
flexion im Raum. So entsteht 
ein Zusammenspiel, das die 
Teilnehmenden auf sich kon-
zentriert, die persönlichen Stär-
ken aktiviert und einen freieren 
Umgang mit den ärgerlichen  
Situationen des beruflichen All-
tags ermöglicht. 

(Teilnehmerplätze 15)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 180 Euro

�
 z Seniorenarbeit

Seminar B210 GB vom 30. Sep-
tember bis 2. Oktober 2019 in 
Königswinter.

Dieses Seminar wird von der 
BBW-Landesseniorenvertretung 
veranstaltet und richtet sich 
insbesondere an Kolleginnen 
und Kollegen, die in den Fachor-
ganisationen des BBW mit der 
Seniorenarbeit betraut sind. Im 
Mittelpunkt steht, neben aktu-
ellen Informationen zum The-
ma, die Optimierung der ehren-
amtlichen Arbeit.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Rhetorik

Seminar B218 GB vom 13. bis 
15. Oktober 2019 in Königs-
winter.

Dieses Seminar richtet sich an 
Kolleginnen und Kollegen, die – 

sowohl im Beruf als auch zum 
Beispiel im Ehrenamt – vor  
größerem Publikum Vorträge 
halten müssen. Dabei werden 
neben dem Erlernen der Grund-
sätze und Regeln für gute Re-
den auch praktische Übungen 
durchgeführt und von einem 
erfahrenen Rhetoriktrainer 
analysiert. Aber nicht nur die 
„freie Rede“, sondern auch eine 
professionelle Vorbereitung des 
Vortrags sollen bei diesem Se-
minar erlangt werden. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�

 z Persönlichkeits-
management

Seminar B224 GB vom 20. bis 
22. Oktober 2019 in Königs-
winter.

Lösungskunst – mit Mediation 
Konflikte konstruktiv lösen

Konflikte im menschlichen  
Zusammenleben bieten die 
Grundlage zur konstruktiven 
Entwicklung. Damit Streitsitua-
tionen nicht in Zerwürfnissen 
enden, braucht es Lösungen, 
die von den Konfliktparteien 
gleichermaßen als zufrieden-
stellend betrachtet werden. 

Die Mediation bietet die Basis 
für eine Verbesserung der Kon-
fliktkultur. Der Handlungsan-
satz ist lösungsorientiert,  
indem unterschiedliche Interes-
sen, Grundlagen und Wahr-
nehmungen dargestellt und  
vermittelt werden. Die Semi-
narteilnehmenden üben die 
Lösungskunst mittels der Medi-
ation und weiterer Deeskalati-
onsmethoden.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Rhetorik

Seminar B238 GB vom 10. bis 
12. November 2019 in Königs-
winter.

In der Meinungsbildung setzt 
sich nur durch, wer mit kommu-
nikativen Fähigkeiten seine ge-
zielten Argumente unterstüt-
zen kann. Dazu gehören die 
Informationsbeschaffung ge-
nauso wie überzeugendes Dar-
stellen und vermittelndes Auf-
treten. Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer des Seminars 
üben das freie Reden, die the-
menzentrierte Interaktion und 
erproben Methoden zur erfolg-
reichen Gesprächsleitung. Die 
Integration unterschiedlicher 
Ansichten in der Meinungs-
bildung wird dabei ebenso  
reflektiert wie die gegenseitige 
Wahrnehmung im Dialog. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

Über unser Seminarangebot 
hinaus bieten wir auch die 
Möglichkeit, über „Voucher“ 
Seminare der dbb akademie zu 
buchen. Mit diesen Gutschei-
nen besteht die Möglichkeit, 
vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren 
sich auf der Homepage der 
dbb akademie (www.dbb 
akademie.de) bei den Semina-
ren im „offenen Programm“ 
(Kennbuchstabe „Q“ vor der 
Seminarnummer) und fragen 
dann beim BBW nach, ob für 
diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. Unab-
hängig von dem im Seminar-
programm veröffentlichten 
Teilnehmerbetrag, verringert 
sich dieser durch die Inan-
spruchnahme des Vouchers 
auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot 
wollen wir unseren Mitglie-
dern die Möglichkeit einräu-
men, zu vergünstigten Teil-
nehmergebühren von dem 
vielseitigen Seminarangebot 
der dbb akademie Gebrauch 
zu machen. Alle Seminare sind 
auch für Nichtmitglieder offen. 
Der Teilnehmerbeitrag beträgt 
bei Nichtmitgliedern das Dop-
pelte des ausgewiesenen Be-
trages. Anmeldungen können 
nur über die Landesgeschäfts-
stellen der Mitgliedsverbände 
des BBW entgegengenommen 
werden. Diese halten Anmel-
deformulare bereit. Eine un-
mittelbare Anmeldung bei der 
dbb akademie ist nicht mög-
lich. Anmeldeformulare sowie 
unser Seminarprogramm fin-
den Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de.

Darüber hinaus verweisen wir 
auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semi-
nare, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.
Die vorgestellen Seminare er-
füllen gegebenfalls die Vor-
aussetzungen zur Freistellung 
nach dem Bildungszeitgesetz 
Baden-Württemberg (BzG 
BW), sofern die Inhalte ent-
weder zur beruflichen oder 
zur ehrenamtlichen Weiterbil-
dung des/der jeweiligen Teil-
nehmers/Teilnehmerin infra-
ge kommen.

Seminarangebote im Jahr 2019
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 
2019 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:
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Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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